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den sich bemühen, ihre heimische Wirtschaft vor Konkur-
renz aus Ländern mit geringeren Klimaschutzambitionen 
zu schützen. Die aktuelle Diskussion um einen EU-Grenz-
steuermechanismus und internationale Klimaclubs zeigen 
die steigende Bedeutung dieser Thematik deutlich (z. B. 
Felbermayr et al., 2021; Dröge, 2021).

Gleichzeitig ist angesichts internationaler Entwicklungs-
unterschiede klar, dass nicht alle Staaten über die glei-
chen Voraussetzungen verfügen, ihre Volkswirtschaft neu 
auszurichten oder im Aufbau ihrer Wirtschaft einen nach-
haltigen Pfad einzuschlagen. Hier triff t das Eigeninteresse 
von Staaten auf die Frage, wie die internationale Lasten-
teilung im Klimaschutz fair gestaltet und fi nanziert werden 
kann. Die Bereitschaft von Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zum internationalen Klimaschutz beizutragen, 
wird angesichts massiver Unterschiede in den Emissionen 
pro Kopf nicht zuletzt von ihrer Wahrnehmung abhängen, 
ob diese Lasten fair verteilt werden (Pittel und Rübbelke, 
2013).1 Angesichts des prognostizierten hohen Bedarfs 
an internationaler Klimafi nanzierung wird allerdings auch 
die Forderung nach einer fairen Lastenverteilung bei der 
fi nanziellen Unterstützung von Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zunehmend an Bedeutung gewinnen.

Was ist Fairness und was ist Eigeninteresse im 

internationalen Klimaschutz?

Die Abgrenzung von Fairness und Eigeninteresse in Klima-
schutz und -anpassung ist nicht so klar, wie sie zunächst 
erscheinen mag. So kann die Unterstützung von Entwick-
lungsländern zwar auf den ersten Blick aus Fairnessgrün-
den geschehen, dahinter kann sich aber durchaus auch 

1 Hocheinkommensländer (high income countries) weisen im Durch-
schnitt 60-fach höhere Emissionen pro Kopf aus als Niedrigeinkom-
mensländer (low income countries) (Our World in Data, 2021)
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Internationaler Klimaschutz fokussiert seit Erscheinen 
des 1,5 °C-Berichts des Weltklimarats (IPCC, 2018) zu-
nehmend auf das Erreichen von Klimaneutralität bis Mitte 
des Jahrhunderts. Dies impliziert gegenüber den vorhe-
rigen Klimaschutzambitionen vieler Staaten eine erheb-
liche Verkürzung des für Dekarbonisierung verfügbaren 
Zeitraums. Wirtschaftlicher Strukturwandel und massive 
Investitionen müssen entsprechend schneller stattfi nden, 
was mit einer erheblichen Reorganisation der internatio-
nalen Liefer- und Handelsbeziehungen entlang der CO2-
Intensität der Produktion einhergehen kann. Dies betriff t 
Industrieländer ebenso wie Entwicklungs- und Schwel-
lenländer. Staaten mit hohem Klimaschutzanspruch wer-
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off en für Interpretationen (Pittel, 2016). Die verschiedenen 
Fairnessprinzipien und ihre konkrete Anwendung führen 
dabei zu deutlichen Unterschieden in der Bestimmung der 
angemessenen oder fairen Beiträge einzelner Länder zum 
Klimaschutz. Beispielsweise variiert der „faire“ Anteil von 
Europa oder den USA an dem zur Einhaltung des 2 °C-Ziels 
verbleibenden globalen Kohlenstoff budgets zwischen eher 
kleinen positiven Anteilen bis hin zu stark negativen Anteilen 
(z. B. van den Berg et al., 2020). Was von verschiedenen Ak-
teuren als fair angesehen wird, hängt aber nicht zuletzt von 
den Implikationen für die eigene Position und potenziell zu 
leistenden Zahlungen ab (Rabin, 1993). Diese grundsätzliche 
Einsicht wurde von Lange et al. (2010) und Dannenberg et 
al. (2010) auch für die Teilnehmenden an internationalen Kli-
maverhandlungen empirisch bestätigt. Eigeninteresse fl ießt 
damit also bereits in die Auswahl der Fairnessprinzipien ein.

Eigeninteresse kann allgemein als das Streben verstanden 
werden, die negativen Auswirkungen des Klimawandels auf 
den eigenen Wohlstand möglichst gering zu halten bzw. 
Vorteile aus Klimaschutz zu maximieren. Direkt auf die in-
ternationale Dimension bezogen umfasst dies primär den 
Erhalt internationaler Wettbewerbsfähigkeit und, gerade für 
Entwicklungs- und Schwellenländer, wirtschaftlicher Ent-
wicklungspotenziale. Entsprechend zögerlich sind insbe-
sondere ärmere Staaten und solche, deren Wohlstand auf 
fossilen Energieträgern oder der Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen beruht, diese Wirtschaftsmodelle ohne Kom-
pensation aufzugeben. Für Länder, die stark unter dem Kli-
mawandel leiden, kann sich hingegen die Forderung nach 
stärkeren globalen Klimaschutzanstrengungen bzw. nach 

längerfristiges Eigeninteresse verbergen. Fairness bzw. Ge-
rechtigkeitsaspekte fanden bereits früh Einzug in internatio-
nale Klimabeziehungen. Dies umfasste nicht nur die Verant-
wortung für den Klimawandel selbst, sondern auch, darauf 
aufbauend, für seine Vermeidung und die Finanzierung von 
Anpassungsmaßnahmen. Das Prinzip gemeinsamer aber 
unterschiedlicher Verantwortung ist entsprechend bereits 
seit Anfang der 1990er Jahre in der Klimarahmenkonvention 
der Vereinten Nationen verankert (UN, 1992). Die Rahmen-
konvention besagt zudem, dass Beiträge zum Klimaschutz 
entsprechend der jeweiligen Fähigkeiten geleistet werden 
sollen. Was dies allerdings konkret bedeutet, bleibt vage.

So ist schon das Prinzip der unterschiedlichen Verant-
wortung an sich unbestimmt. In der politischen Diskussi-
on wird es teilweise auf aktuelle, teilweise auf historische 
Emissionen, manchmal pro Land und manchmal pro Kopf 
bezogen. Abbildung 1 zeigt deutlich, wie unterschiedlich 
die Verantwortung zur Lastenübernahme für verschiede-
ne Länder unter Anwendung dieser verschiedenen Indi-
katoren ausfallen würde. Während die aktuellen Gesamt-
emissionen aus China seit 2001 rasant gestiegen sind 
und heute die aller anderen Regionen übersteigen, sind 
die Pro-Kopf-Emissionen Chinas substanziell geringer als 
die der USA und Russlands. Bei Ansatz kumulierter his-
torischer Emissionen wiederum liegt China sowohl in Be-
zug auf die absoluten Emissionen als auch die Pro-Kopf-
Emissionen weiterhin weit hinter Europa und den USA.

Auch andere „Fairnessprinzipien“ wie das Gleichverteilungs-
prinzip oder das Leistungsfähigkeitsprinzip sind ähnlich 

 

Abbildung 1
CO

2
-Emissionen verschiedener Staaten in absoluter Höhe und pro Kopf sowie historisch

Quelle: Our World in Data (2021), eigene Berechnungen.
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von der Menge und Intensität von CO2-Emissionen in ih-
ren Ex- und Importen ab. So schwächen unilateral einge-
führte CO2-Preise die internationale Wettbewerbsposition, 
solange keine speziellen Vorkehrungen insbesondere für 
emissionsintensive Industrien getroff en werden. Vorkeh-
rungen wie ein CO2-Grenzsteuerausgleich für Importe 
wiederum schwächen die Wettbewerbsposition der Län-
der, aus denen CO2-intensive Güter importiert werden. 
Dabei variiert die CO2-Emissionsintensität3 der Produkti-
on/Wirtschaftsleistung im Ländervergleich erheblich: Die 
Länder mit der höchsten Emissionsintensität haben eine 
20-fach höhere Emissionsintensität als die Länder mit der 
niedrigsten Intensität (Copeland et al., 2021; OECD, 2021).

Abbildung 2 zeigt die CO2-Nettoexporte für ausgewählte 
Länder über die Zeit.4 Indien, Russland und China sind 
CO2-Nettoexporteure, während Deutschland, die EU-27 
und USA Nettoimporteure sind. Insbesondere ist aber 
der Vergleich zu Entwicklungs- und Schwellenländer in-
teressant, wobei leider nicht für alle Staaten Daten vor-
liegen. Abbildung 2b zeigt, dass die Nettoexporte der 
ASEAN-Staaten5 trotz ähnlich großem BIP deutlich CO2-
intensiver sind als die Südamerikas. Die ASEAN-Staaten 
sind während des gesamten Zeitraums CO2-Nettoex-
porteure, während südamerikanische Länder CO2-Net-
toimporteure sind. Leider liegen für den afrikanischen 
Kontinent keine vergleichbar umfassenden Daten vor. 
Deutschland importiert CO2-intensive Güter vor allem 
aus Russland und China. Während deutsche CO2-Impor-

3 Die Emissionsintensität wird als CO2-Emissionen pro US-Dollar 
Brutto produktion gemessen (Copeland et al., 2021; OECD, 2021).

4 CO2-Emissionen werden dabei dort angerechnet, wo fossile Energie-
träger verbrannt werden und nicht am Ort der Extraktion.

5 ASEAN steht für den Verband Südostasiatischer Nationen, der zehn 
Mitgliedstaaten in Südostasien umfasst: Brunei, Kambodscha, Indo-
nesien, die Demokratische Volksrepublik Laos, Malaysia, Myanmar, 
die Philippinen, Singapur, Thailand und Vietnam.

einem angemessenen Ausgleich von Klimaschäden (Loss 
and Damages) direkt aus ihren Eigeninteressen ableiten.

Für Industrieländer sind in der Regel Auswirkungen von 
Klimapolitik auf internationale Handelsbeziehungen von 
besonderem Interesse. Im Falle der EU betriff t dies bei-
spielsweise den Handel mit den USA mit einem Anteil von 
ungefähr einem Drittel an EU-Exporten und knapp 50 % an 
EU-Importen sowie den Handel mit China mit einem EU-
Exportanteil mehr als 46 % und einem EU-Importanteil 
von 25 % (Sachverständigenrat, 2021). Im Vergleich dazu 
ist der Anteil des EU-Außenhandels mit den sogenannten 
Least Developed Countries (LDCs)2 fast verschwindend 
gering (2020: 1,3 % der Exporte und 1,9 % der Importe, EC, 
2021a). Entsprechend ist die Diskussion um die klimapoliti-
sche Interaktion mit anderen Industrieländern und einigen 
großen Schwellenländern stark von Eigeninteresse ge-
prägt, während im Kontext von Entwicklungsländern nach 
wie vor das Motiv einer fairen Lastenverteilung dominiert. 
Nicht nur zur Stärkung der Kooperationsbereitschaft oder 
zur Vermeidung im Zuge des Klimawandels drohender in-
ternationaler Konfl ikte kann allerdings eine faire Behand-
lung von Entwicklungs- und Schwellenländern durchaus 
auch im Eigeninteresse der Industrieländer liegen.

CO
2
-Intensität internationaler Handelsverfl echtungen

Wie stark Klimapolitik die internationale Handelsposition 
einzelner Staaten beeinfl ussen wird, hängt nicht zuletzt 

2 Diese umfassen: Afghanistan, Angola, Bangladesch, Benin, Bhutan, 
Burkina Faso, Burundi, Kambodscha, die Zentralafrikanische Repu-
blik, Tschad, Komoren, Kongo (Demokratische Republik), Dschibuti, 
Eritrea, Äthiopien, Gambia, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Kiribati, 
Laos, Lesotho, Liberia, Madagaskar, Malawi, Mali, Mauretanien, Mo-
sambik, Myanmar, Nepal, Niger, Ruanda, São Tomé und Príncipe, Se-
negal, Sierra Leone, Salomonen, Somalia, Südsudan, Sudan, Tansa-
nia, Timor-Leste, Togo, Tuvalu, Uganda, Jemen, Sambia (EC, 2021a).

Abbildung 2
CO

2
-Nettoexporte ausgewählter Länder

Quelle: OECD TeCO2 2021, eigene Berechnungen.
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Abbildung 3a zeigt beispielhaft die deutschen Vorwärts- 
und Rückwärtsverfl echtungen mit den wichtigsten Han-
delspartnern. Was die CO2-Rückwärtsverfl echtungen 
betriff t, so sind die Länder mit den höchsten Emissionen 
aus Rückwärtsverfl echtungen auch die Länder, mit denen 
Deutschland die stärksten Verfl echtungen auf Wertschöp-
fungsbasis hat.7 Eine Ausnahme stellt Russland dar, das 
nach China die zweithöchsten CO2-Emissionen in den 
deutschen Rückwärtsverfl echtungen aufweist. Ein wichti-
ger Grund dafür ist die starke Konzentration des deutschen 
Handels mit Russland auf wenige emissionsintensive Sek-
toren: 2018 stammten nur 2 % der deutschen Bruttoimpor-
te aus Russland (3,8 % der Importe auf Wertschöpfungs-
basis), 93 % davon aus drei Sektoren, nämlich Rohstoff e, 
Bergbau und Metalle (Flach et al., 2021a).8 Allerdings ent-
fi elen auf CO2-Basis 9 % der importierten CO2-Emissionen 
auf Russland. Der Großteil davon stammt aus dem Verar-
beitenden Gewerbe (40 %, vor allem Kokerei und Mineral-
ölverarbeitung, Metallerzeugung), der Energieversorgung 
(28 %) und dem Transport (20 %). Auch auf EU-Ebene zählt 
Russland etwa bei Stahl, Roheisen und Ferrolegierungen 
zu den wichtigsten Lieferanten und wäre entsprechend 
stark von dem von der EU-Kommission geplanten Grenz-
ausgleichsmechanismus betroff en (Dröge, 2021).

Abbildung 3a erläutert auch die Vorwärtsverfl echtungen 
Deutschlands: Die Vorwärtsverfl echtungen sind vor allem 
mit den USA und China sehr hoch, d. h. deutsche CO2-
Emissionen sind vor allem in nachgefragten Endprodukten 
in den USA und China enthalten. Interessant ist auch, dass 

7 Neben der EU sind die deutschen Rückwärtsverfl echtungen vor allem 
mit den USA und China am höchsten (Flach et al., 2021b).

8 Die deutschen Rückwärtsverfl echtungen aus Russland umfassen nicht 
das CO2 aus Importen von fossilen Energieträgern. Dieses CO2 wird dort 
angerechnet, wo die fossilen Energieträger genutzt werden.

te aus Russland, China und Nicht-OECD-Ländern über 
die Zeit deutlich gesunken sind, sind die CO2-Importe aus 
OECD-Ländern in geringerem Tempo zurückgegangen 
(OECD TeCO2, 2021, eigene Berechnungen). Dies spie-
gelt partiell den stärkeren Rückgang der CO2-Intensität 
der Produktion in Russland und China im Vergleich zur 
OECD wider (OECD, 2021).

CO
2
-Intensität von Wertschöpfungsverfl echtungen

Um die potenziellen Auswirkungen von CO2-Steuern oder 
Grenzsteuerausgleichsmaßnahmen auf andere Länder 
komplett zu erfassen, ist ein Blick auf die direkten Ex- und 
Importe von CO2 allerdings nicht ausreichend. Vorwärts- 
und Rückwärtsverfl echtungen von Wertschöpfungsketten 
in Verbindung mit den enthaltenen CO2-Emissionen erge-
ben ein wesentlich umfassenderes Bild. Vorwärtsverfl ech-
tungen umfassen dabei CO2-Emissionen eines Landes, die 
in im Ausland nachgefragten Endprodukten enthalten sind. 
Rückwärtsverfl echtungen enthalten die ausländischen 
CO2-Emissionen, die in der inländischen Endnachfrage 
enthalten sind. Der derzeit vorliegende Vorschlag der EU-
Kommission zum Grenzsteuerausgleich umfasst allerdings 
bisher nur einen Teil der Rückwärtsverfl echtungen.6

6 Im Entwurf der EU-Kommission (EC, 2021b) wird ein Grenzsteueraus-
gleich für Emissionen fällig, die auch in der EU in den ausgewählten 
Sektoren (Stahl, Eisen, Aluminium, Zement, Strom) der Zertifi katepfl icht 
unterliegen und für die bisher eine kostenlose Zuteilung gewährt wur-
de. Im Fall „komplexer“ Produkte, bei deren Herstellung Materialien 
verwendet werden, bei deren Produktion ebenfalls Emissionen anfal-
len, die in der EU zertifi katepfl ichtig wären, werden diese Emissionen in 
die Berechnung des notwendigen Grenzsteuerausgleichs einbezogen, 
unabhängig vom Ursprungsland der Materialien. Ausgenommen vom 
Grenzsteuerausgleich sind vorerst die „indirekten“ Emissionen, die der 
in der Produktion eingesetzte Strom verursacht, für die jedoch bei inlän-
discher Produktion keine kostenlosen Zertifi kate ausgegeben werden.

Abbildung 3
CO

2
-Emissionen: deutsche Vorwärts- und Rückwärtsverfl echtungen bei Endnachfrage

Quelle: OECD TeCO2 2021, eigene Berechnungen.
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ralen Anwendung des geplanten EU-Grenzausgleichs wäre 
Afrika, ebenso wie Südamerika, allerdings insgesamt nur 
eingeschränkt betroff en, da Importe aus Afrika primär Roh-
stoff e und Mineralien umfassen.

Für einzelne (Entwicklungs-)Länder, auch aus Afrika und 
Südamerika, können sich gleichwohl schon nach dem 
heute geplanten Zuschnitt des EU-Grenzsteueraus-
gleichs (CBAM) wirtschaftliche Risiken/Belastungen er-
geben. So fallen mehrere Länder mit niedrigen und nied-
rigem mittleren Einkommen unter die wichtigsten Han-
delspartner der EU in den erfassten Güterklassen, etwa 
Marokko, Tunesien oder Kolumbien bei Zement oder Mo-
sambik bei Aluminium (Brandi, 2021). Im Fall Mosambiks 
etwa gehen über 50 % der Aluminiumexporte in die EU. 
Wie auch in anderen Entwicklungsländern nehmen diese 
Exporte emissionsintensiver Güter zudem substanzielle 
Anteile an den Gesamtexporten und der gesamten Wirt-
schaftsleistung ein (Eicke et al., 2021; Brandi, 2021). Die 
wirtschaftlichen Risiken eines Grenzausgleichsmecha-
nismus gerade für Entwicklungsländer liegen dabei nicht 
nur in hohen Exportabhängigkeiten, sondern teils auch in 
den administrativen Herausforderungen begründet, die 
tatsächlichen inländischen Emissionsintensitäten nach-
zuweisen (Eicke et al., 2021). Eine zukünftig angedachte 
Ausweitung des Anwendungsbereichs auf weitere Güter 
würde darüber hinaus diese Risiken und den Kreis der be-
troff enen (Entwicklungs-)Länder wesentlich vergrößern.

Nach den Planungen der EU-Kommission sind auch für die 
am wenigsten entwickelten Länder (LDCs) keine Ausnah-
menregelungen vorgesehen. Mit Blick auf den angestreb-
ten Schutz vor Carbon Leakage ist dies zwar konsequent. 
Zugleich drohen aber Lasten des Klimaschutzes auf Länder 
verlagert zu werden, die weder im historischen Vergleich 
für den Klimawandel verantwortlich sind noch heute über 
die wirtschaftlichen und administrativen Voraussetzungen 
für schnelle und starke Emissionsminderungen verfügen. 
Ohne Ausnahmeregelungen oder gezielte Unterstützungs-
angebote kann ein Grenzausgleichsmechanismus damit in 
Konfl ikt mit den Prinzipien von diff erenzierter Verantwor-
tung und unterschiedlicher Leistungsfähigkeit im Klima-
schutz geraten (Lenzi et al., 2021). Inwieweit tatsächlich 
Lasten von Industrie- hin zu Entwicklungsländern verlagert 
werden, hängt aber auch wesentlich davon ab, für welche 
Zwecke die Einnahmen aus dem Grenzausgleichsmecha-
nismus verwendet werden (Cosbey et al. 2019).

Fairness und Eigeninteresse im Umgang mit 

Entwicklungsländern

Auch wenn die Bedeutung vieler Entwicklungsländer für 
den EU-Außenhandel heute sowohl hinsichtlich der direk-
ten Handelsbeziehungen als auch unter Berücksichtigung 

die deutschen CO2-Vorwärtsverfl echtungen mit den USA 
deutlich höher als die Rückwärtsverfl echtungen sind.

Abbildung 3b zeigt die deutschen Vorwärts- und Rück-
wärtsverfl echtungen mit ausgewählten Entwicklungs- und 
Schwellenländer (ASEAN und Südamerikanische Länder). 
Vor allem die CO2-Emissionen der Rückwärtsverfl echtun-
gen mit ASEAN sind extrem hoch und liegen auf dem Niveau 
der Verfl echtungen mit den USA. Dies hängt mit der Bran-
chenzusammensetzung der Einfuhren aus ASEAN9 zusam-
men, insbesondere aus Singapur, Vietnam und Thailand, bei 
einer gleichzeitig höheren CO2-Intensität der Importe.

Auch wenn ein großer Anteil der deutschen Importe aus 
Südamerika und insbesondere aus MERCOSUR-Mitglied-
staaten auf Landwirtschaft und Mineralien entfallen, sind die 
CO2-Emissionen der Rückwärtsverfl echtungen im Verhält-
nis relativ gering. Allerdings ist es wichtig zu betonen, dass 
die südamerikanischen Länder im Vergleich zu ASEAN-Mit-
gliedstaaten insgesamt einen deutlich geringeren Integrati-
onsgrad in globale Wertschöpfungsketten aufweisen.10

Für Afrika liegen (außer für Südafrika) leider keine Vorwärts- 
und Rückwärtsverfl echtungen des Handels vor. Insgesamt 
hat der Anteil des Handels mit Afrika aus Sicht der EU re-
lativ geringe Bedeutung. 2020 machte der Handel mit Af-
rika 5,9 % der Extra-EU-Importe, also der EU-Importe mit 
Nicht-EU-Mitgliedstaaten, und 6,5 % der Extra-EU-Exporte 
aus. Aus Sicht afrikanischer Länder haben Deutschland 
und die EU seit dem Aufstieg Chinas als Handelspartner 
zwar stark an Bedeutung verloren. Trotzdem ist die EU nach 
wie vor der mit Abstand wichtigste Handelspartner: 2018 
entfi elen bei Exporten sowie Importen etwa ein Drittel auf 
die EU (Böschemeier und Teti, 2021).11 Entsprechend wirt-
schaftlich relevant können für diese Staaten EU-Grenzaus-
gleichsmaßnahmen sein. Bei der aktuell restriktiven sekto-

9 Die sektorale Zusammensetzung der CO2-Einfuhren variiert stark zwi-
schen den ASEAN-Ländern. In Bezug auf Singapur entfallen die CO2-Im-
porte vor allem auf den Transport, während die CO2-Importe aus Vietnam 
vor allem auf das Verarbeitende Gewerbe und die Energieversorgung (ca. 
70 %) und aus Thailand auf Verarbeitendes Gewerbe und Energieversor-
gung (ca. 40 %) und Transport (ca. 40 %) zurückzuführen sind.

10 Die zwei größten Mercosur-Mitgliedsländer Argentinien und Brasilien 
weisen eine niedrige Wertschöpfungsverfl echtung auf: Nur knapp 6 % 
der argentinischen bzw. 8 % der brasilianischen Wertschöpfung wer-
den über globale Lieferketten erzielt (Baur et al., 2021). In den ASEAN-
Ländern beträgt der Anteil der Rückwärts- und Vorwärtsverfl echtun-
gen durchschnittlich jeweils 27 % und 25 %. Der Grad der Integration 
variiert dabei stark: Die Beteiligung an Rückwärtsverfl echtungen ist in 
Vietnam und Kambodscha am höchsten. Der Integrationsgrad variiert 
zum Teil aufgrund von Unterschieden in der sektoralen Spezialisierung, 
der wirtschaftlichen Größe oder dem Entwicklungsstand des Landes.

11 Die EU importiert vor allem Rohstoff e und Mineralien und exportiert 
hauptsächlich Industriegüter nach Afrika. Dies ist ein allgemeines 
Muster des afrikanischen Handels außerhalb des Kontinents: Afrika-
nische Exporte sind vor allem Rohstoff e und Mineralien (z. B. Erze, Öl, 
Steine, Glasartikel sowie verschiedene Metalle und deren Produkte) 
und die Importe hauptsächlich Industriegüter.
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Anpassung an den Klimawandel und Bewältigung 

von Klimaschäden

Swiss Re (2021) schätzt, dass die BIP-Verluste gegenüber 
einer Welt ohne menschengemachten Klimawandel bis 
Mitte des Jahrhunderts in Südamerika, dem Nahen Os-
ten, Afrika und den ärmeren Staaten Asiens deutlich hö-
her sein werden als in wohlhabenden Staaten.12 Entspre-
chend hoch werden die in den nächsten Jahren bereits 
benötigten Mittel zur Bewältigung von Klimaschäden und 
zur Klimaanpassung sein. Das Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen rechnet allein für Anpassung mit einem 
Finanzbedarf von jährlich 140 Mrd. bis 300 Mrd. US-$ 
bis 2030 und von jährlich 280 Mrd. bis 500 Mrd. US-$ bis 
2050 (UNEP, 2021a).

Bisher blieb die fi nanzielle Unterstützung aus dem glo-
balen Norden für Anpassung und Vermeidung allerdings 
hinter den Erwartungen der betroff enen Staaten und 
sogar hinter bereits getroff enen internationalen Verein-
barungen zurück (Timperley, 2021). Das auf der UN-Kli-
makonferenz in Kopenhagen 2009 zugesagte Anwach-
sen der Unterstützung auf jährlich 100 Mrd. US-$ wurde 
bisher nicht erreicht. Der (unter anderem von Deutsch-
land ausgehandelte) Climate Finance Delivery Plan soll 
die Erreichung der 100 Mrd. US-$ zwar im Durchschnitt 
der Jahre 2021 bis 2025 sicherstellen (BMU, 2021). Al-
lerdings ist bereits mit Blick auf die zuvor genannten 
Finanzierungsbedarfe für Anpassung klar, dass diese 
Summe mittelfristig nicht reichen wird. Dies gilt insbe-
sondere, da von den 2019 aufgebrachten 80 Mrd. US-$ 
nur ein Viertel für Anpassungsmaßnahmen verwendet 
wurde (UNEP, 2021b).13

Die Gründe für die mangelnde Unterstützung von An-
passung sind dabei vielfältig. Zum einen wurden die 
notwendigen Mittel lange unterschätzt (UNEP, 2021a), 
zum anderen werden häufi g Substitutionseff ekte hin-
sichtlich der Notwendigkeit von Emissionsminderungen 
betont (Fankhauser, 2017) und entsprechend negative 
Anreizwirkungen in Bezug auf Vermeidungsanstrengun-
gen befürchtet. Nicht zu vernachlässigen ist aber auch, 
dass Geberländer von Anpassungsmaßnahmen jenseits 
ihrer Grenzen weniger profi tieren als von Emissionsmin-

12 Vor allem wenn die Erhöhung der globalen Durchschnittstemperatur 
2 °C überschreiten sollte. Sollte eine Temperaturerhöhung auf 2,6 °C 
(3,2 °C) nicht zu verhindern sein, so wird z. B. für die ASEAN Staaten 
mit einem Verlust von 29 % (37,4 %) BIP gegenüber einem Szenario 
ohne Klimawandel gerechnet. Markandya und González-Eguino 
(2019) schätzen, dass bereits 2020 „Loss and Damages“ in Höhe von 
116 Mrd. bis 435 Mrd. US-$ anfallen werden, die bis auf 1.132 Mrd. bis 
1.741 Mrd. US-$ im Jahr 2050 ansteigen.

13 Trotz positiver Entwicklungen in den vergangenen Jahren besteht nicht 
nur mit Blick auf Entwicklungsländer, sondern auch global eine beson-
ders deutliche Finanzierungslücke im Bereich von Anpassung (CPI, 2021).

der Vorwärts- und Rückwärtsverfl echtungen relativ ge-
ring ist und diese Länder aufgrund niedriger Emissionen 
häufi g noch keine Bedrohung für das Weltklima darstel-
len, ist ihre Bedeutung für das langfristige Erreichen der 
Pariser Klimaziele nicht zu unterschätzen. Schon deshalb 
kann eine Unterstützung von Entwicklungsländern durch-
aus im Eigeninteresse der Industrieländer liegen. Insge-
samt sind Fairnessüberlegungen und Eigeninteresse im 
Klimakontext aber für vielfältige Fragestellungen relevant 
und nicht immer klar voneinander zu trennen.

Transformation von Wirtschafts- und Energiesystemen

Dass die Unterstützung von Entwicklungs- und Schwel-
lenländern beim Umbau von Wirtschafts- und Energie-
systemen durchaus auch im Eigeninteresse der Industrie-
länder liegt, lässt sich am Beispiel Afrika sehr gut verdeut-
lichen. So hatte Afrika 2019 zwar nur einen Anteil von 4 % 
an den globalen Emissionen bei 17 % der globalen Bevöl-
kerung und 3 % des globalen BIP. Angesichts eines pro-
gnostizierten Wachstums auf 25 % der globalen Bevölke-
rung bis 2050 und 45 % bis 2100 (EEA, 2021) und dem 
damit zu erwartenden Anstieg wirtschaftlicher Aktivitäten 
wird schnell deutlich, wie wichtig eine klimafreundliche 
wirtschaftliche Entwicklung gerade auch in Afrika ist.

Dies erfordert allerdings, dass traditionelle Geschäfts-
modelle, die auf dem Export fossiler Energien oder nicht-
nachhaltiger Landnutzung beruhen, ersetzt werden und 
der weitere Ausbau der Energiesysteme auf klimafreund-
liche Energieträger aufbaut. Die natürlichen Potenzia-
le für klimafreundliche Energieerzeugung und -träger 
wie Wasserstoff  sind dabei in vielen Entwicklungs- und 
Schwellenländer hoch und können neue Geschäftsmo-
delle und Entwicklungschancen eröff nen, an denen auch 
Industrie länder grundsätzlich hohes Interesse haben. 
Ihre Umsetzung setzt jedoch hohe Investitionen und 
technisches Wissen voraus und dürfte ohne engere Ko-
operation zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 
nicht gelingen. Angesichts dessen und der Bedrohung 
ihrer bisherigen komparativen Vorteile in der internati-
onalen Arbeitsteilung (Rodrik, 2018) durch die Digita-
lisierung könnten Entwicklungs- und Schwellenländer 
vermeintlich leichtere Entwicklungsstrategien in der 
Konzentration auf konventionelle, auf fossilen Energien 
basierende und ohne Klimapolitik entsprechend günsti-
ge energieintensive Produktionsprozesse suchen. Sol-
che Entwicklungsstrategien erscheinen allerdings stark 
anfällig gegenüber Grenzsteuer ausgleichsmaßnahmen, 
wie von der EU geplant (EC, 2021b), oder der Einrichtung 
von Klimaclubs (Nordhaus, 2015). Sie bergen zudem das 
Risiko einer zunehmenden Kluft bei technologischem 
Wissen und Entwicklungspfaden, die eine zukünftige 
Zusammenarbeit erschwert.
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In Zukunft wird die Durchführung von Maßnahmen im 
Ausland zur Erreichung eigener Ziele auch für den Entzug 
von CO2 aus der Atmosphäre an Bedeutung gewinnen. So 
wird weder das Erreichen von Klimaneutralität zur Mitte 
des Jahrhunderts noch das Erreichen der Pariser Klima-
ziele möglich sein, ohne der Atmosphäre CO2 zu entzie-
hen.14 Die günstigeren und umfangreicheren Potenziale 
für negative Emissionen liegen dabei vielfach in Entwick-
lungs- und Schwellenländern.15

Wie im Fall von Anpassung und Schadensausgleich tra-
gen Industrieländer unter Gerechtigkeitsüberlegungen 
eine höhere Verantwortung für den Entzug von CO2 aus 
der Atmosphäre als Entwicklungsländer, auch wenn der 
Umfang dieser Verantwortung je nach zugrunde liegen-
dem Gerechtigkeitsprinzip unterschiedlich hoch aus-
fallen kann (Fyson et al., 2020). Entsprechend haben 
Industrie länder ein starkes Eigeninteresse an der Durch-
führung von CO2-Entzug in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern, um ihre Kosten zu senken. 

Dies spiegelt sich auch in rein an Kosteneffi  zienz orien-
tierten Klimaschutzszenarien wider, in denen die Potenzi-
ale in Entwicklungs- und Schwellenländern umfangreich 
genutzt werden (Fyson et al., 2020; Fajardi et al., 2020). 
Eine fi nanzielle Kompensation der Entwicklungs- und 
Schwellenländer über internationale Kohlenstoff märkte 
ist möglich, allerdings müssten dabei auch die häufi g ne-
gativen lokalen Folgen, beispielsweise in Form drohen-
der Nahrungsmittelpreisanstiege Berücksichtigung fi n-
den (Fajardi et al., 2020; Fuhrman et al., 2020).

Zweifel daran, ob eine umfassende Erfassung negativer 
Nebenwirkungen möglich ist, könnten dazu beigetragen 
haben, dass die EU die Notwendigkeit einer Redukti-
on oder Kompensation von Emissionen innerhalb ihrer 
Grenzen betont. So sieht das EU-Klimagesetz vor, dass 
„Union-wide greenhouse gas emissions and removals 
regulated in Union law shall be balanced within the Uni-
on at the latest by 2050“ (Art. 2, EU, 2021). Mit Blick auf 
die Mengen negativer Emissionen, die auch nach 2050 
notwendig sein werden, um eine Klimastabilisierung auf 
deutlich unter 2 °C oder sogar 1,5 °C zu erreichen, werden 
Industrieländer allerdings auf Kooperationen mit Entwick-
lungs- und Schwellenländern angewiesen sein, um ihre 
aus Gerechtigkeitsüberlegungen abgeleiteten Verpfl ich-
tungen erfüllen zu können (Pozo et al., 2020).

14 Alle vom Intergovernmental Panel on Climate Change ausgewertete 
Szenarien zeigen, dass selbst im Falle schneller und ambitionierter 
Emissionsminderung netto-negative Emissionen in der zweiten Hälfte 
des 21. Jahrhunderts unabdingbar sein werden (IPCC, 2018).

15 Ebenso liegen Ökosysteme wie der Amazonas Regenwald, die als CO2-
Speicher kritische Bedeutung für das Erreichen der globalen Klimaziele 
haben, überwiegend in diesen Ländern (Noon et al., 2021; WBGU, 2021). 

derungen. Nutzen aus Anpassung sind häufi g lokal oder 
regional (Stern, 2007), während Emissionsminderungen 
über die Beiträge zu den globalen öff entlichen Gütern Kli-
mastabilisierung und Klimaschutz mit direkten Nutzen für 
die Geberländer verbunden sind. Entsprechend stehen in 
der Debatte um die Finanzierung der Anpassung an den 
Klimawandel Gerechtigkeitsaspekte stärker im Fokus als 
bei Finanzierung von Vermeidung.

Grundsätzlich ähnlich gelagert ist die Diskussion um die 
Finanzierung von Loss und Damages, die in den oben 
angesprochenen 100 Mrd. US-$ noch keine Berück-
sichtigung fi ndet. Obwohl seit Jahren von Staaten des 
globalen Südens gefordert, kommen die UN-Klimaver-
handlungen hier nur sehr langsam und, aus Sicht von 
Entwicklungs- und Schwellenländern, unbefriedigend 
voran. Ein Grund dafür liegt sicherlich in der hohen Un-
sicherheit bei der Zurechnung und Quantifi zierung des 
Einfl usses des globalen Klimawandels auf konkrete 
Schadensereignisse.

Allerdings betriff t die Debatte um Loss and Damage ähn-
lich wie die Anpassungsdebatte im Kern auch die Frage, 
ob Unterstützung durch Industrieländer lediglich einen 
Beitrag zu einer fairen Lastenverteilung darstellt oder 
ob, im Gegensatz dazu, ein Anspruch auf Unterstützung 
auch jenseits von Gerechtigkeitsprinzipien besteht. So le-
gen Industrieländer Wert darauf, dass die Unterstützung 
insbesondere bei Schadensbewältigung keine Verpfl ich-
tung ist. Freiwillige Zahlungen würden damit eher unter 
Fairnessgesichtspunkten geleistet. Aus Sicht der vom 
Klimawandel betroff enen Staaten handelt es sich jedoch 
um Schäden, für die eine Verpfl ichtung zur Kompensation 
bestehen müsste, da die großen Emittenten der Vergan-
genheit für sie verantwortlich sind.

Emissionsminderungen und negative Emissionen in 

Entwicklungs- und Schwellenländern

Eine Unterstützung von Entwicklungsländern aus Eigen-
interesse kann auch aufgrund der im Pariser Abkommen 
berücksichtigten Option, Verpfl ichtungen zur Emissions-
reduktion im Ausland zu erbringen (UN, 2015), interes-
sant sein. Unterschiedliche Kosten für Emissionsminde-
rungen in Entwicklungs- und Industrieländern erlauben 
Industrieländern, ihre Emissionsreduktionskosten durch 
Maßnahmen im Ausland zu senken. Bereits das Kyoto-
protokoll eröff nete diese Möglichkeit über den Clean De-
velopment Mechanism. Die damit ursprünglich verbun-
dene Hoff nung, auch die Gerechtigkeitsdimension der 
internationalen Lastenteilung zu adressieren – beispiels-
weise über Technologietransfers in Entwicklungs- und 
Schwellenländern – wurde allerdings nur eingeschränkt 
erreicht (Murphy et al., 2013).
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Schlussbemerkungen

Sowohl Eigeninteresse als auch Fairnessüberlegungen 
prägen internationale Verhandlungen und Maßnahmen 
zum Klimaschutz. Beide Motive sind allerdings nicht immer 
einfach zu trennen. Eigeninteresse kann zu einer treiben-
den Kraft werden, um Gerechtigkeitsziele zu erreichen, es 
kann ihre Erreichung aber auch massiv unterminieren. Ob 
das eine oder das andere der Fall sein wird, wird nicht zu-
letzt von den Regeln zur Kooperation abhängen, die sich 
die internationale Staatengemeinschaft setzt.

Dabei ist globale Kooperation unabdingbar, um ambitio-
nierte Klimaschutzziele zu erreichen: Sie steigert sowohl 
die ökonomische Effi  zienz als auch die Wirksamkeit von 
Maßnahmen, beispielweise der CO2-Bepreisung.16 Ohne 
eine als fair wahrgenommene Verteilung der Lasten aus 
Klimaschutz, Klimawandel und der Anpassung wird ei-
ne solche globale Kooperation jedoch kaum realisierbar 
sein. Eigeninteresse an einer Beschränkung der Kosten 
des Klimaschutzes und Gerechtigkeit in der Verteilung 
der Lasten müssen damit Hand in Hand gehen.

Die EU hat sich deutliche Senkungen der CO2-Emissionen 
zum Ziel gesetzt und plant die Einführung von Maßnah-
men, die sich nicht nur auf ihre eigene, sondern auch auf 
die Handelspositionen anderer Staaten auswirken. Es ist 
essenziell, die Wirkungen dieser Maßnahmen, nicht nur 
auf die Haupthandelspartner, sondern auch auf Entwick-
lungs- und Schwellenländer besser zu verstehen, um ge-
zielt Herausforderungen der Dekarbonisierung in diesen 
Ländern adressieren zu können. Dies fördert nicht nur die 
Bereitschaft zu Kooperation, sondern leistet auch wichti-
ge Beiträge zur Fairness im internationalen Klimaschutz.

16 Felbermayr et al. (2021) untersucht klimapolitische Szenarien, um die 
Wirksamkeit der europäischen Klimapolitik im internationalen Kontext 
zu beleuchten. Die Analyse zeigt, dass die Weltemissionen am stärksten 
sinken, wenn ein gemeinsamer europäisch-amerikanisch-chinesischer 
Klimaclub sowohl eine CO2-Steuer als auch einen CO2-Zoll einführt.
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